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Entscheidungsdatum
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Norm

B-VG Art.133 Abs4

INVEKOS-GIS-V 2011 84

INVEKOS-GIS-V 2011 §9 Abs2

MOG 2007 819 Abs7

MOG 2007 §6

MOG 2007 88i

VWGVG §14 Abs1

VWGVG §15 Abs1

VWGVG 824 Abs4

VWGVG 828 Abs1

VWGVG 828 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

—_
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. §4 gultig von 28.08.2014 bis 07.05.2015 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 100/2015
§ 4 gultig von 13.10.2011 bis 27.08.2014

N

1. 89 glltig von 27.08.2013 bis 07.05.2015 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 100/2015
2. 89 glltig von 13.10.2011 bis 26.08.2013

1. VWGVG § 14 heute
2. VWGVG § 14 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
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3. VWGVG § 14 glltig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

4. VwWGVG § 14 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 15 heute

2. VWGVG § 15 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

3. VwWGVG § 15 glltig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
4. VwGVG § 15 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

1. VWGVG 8§ 24 heute

2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VWGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG § 28 heute

2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
W231 2017453-1/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. Birgit HAVRANEK als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde von XXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 29.04.2014, AZ XXXX, betreffend
die Einheitliche Betriebspramie 2013 zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. Birgit
HAVRANEK als Einzelrichterin tUber die Beschwerde von romisch 40 , BNr. rémisch 40 , gegen den Bescheid der
Agrarmarkt Austria vom 29.04.2014, AZ rémisch 40, betreffend die Einheitliche Betriebspramie 2013 zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird gemall & 28 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG) als unbegrindet
abgewiesen.Die Beschwerde wird gemald Paragraph 28, Absatz 2, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) als

unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist nicht zuldssig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

Der Beschwerdefiihrer stellte fir das Antragsjahr 2013 einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) und beantragte u.a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2013 fur die in den Beilagen Flachenbogen 2013
und Flachennutzung 2013 konkretisierten Flachen. Der Beschwerdefihrer war Auftreiber auf die Alm mit der BNr.
XXXX, die durch eine Agrargemeinschaft bewirtschaftet wird, deren Obmann der Beschwerdefihrer ist.Der
Beschwerdefiihrer stellte fir das Antragsjahr 2013 einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) und beantragte u.a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2013 fur die in den Beilagen Flachenbogen 2013
und Flachennutzung 2013 konkretisierten Flachen. Der Beschwerdefihrer war Auftreiber auf die AlIm mit der BNr.

rémisch 40, die durch eine Agrargemeinschaft bewirtschaftet wird, deren Obmann der Beschwerdeftihrer ist.

Am 01.07.2013 fand auf der AIm BNr. XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle (VOK) durch die AMA statt. Dabei wurde flr das
Antragsjahr 2013 eine geringere Almfutterflache als beantragt festgestellt. Das Ergebnis dieser VOK wurde der
bewirtschaftenden Agrargemeinschaft mit Schreiben vom 19.07.2013 zum Parteiengeho¢r UGbermittelt, die zum
Kontrollbericht keine Stellungnahme abgegeben hat.Am 01.07.2013 fand auf der AIm BNr. rémisch 40 eine Vor-Ort-
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Kontrolle (VOK) durch die AMA statt. Dabei wurde fir das Antragsjahr 2013 eine geringere Almfutterflache als
beantragt festgestellt. Das Ergebnis dieser VOK wurde der bewirtschaftenden Agrargemeinschaft mit Schreiben vom
19.07.2013 zum Parteiengehdr Ubermittelt, die zum Kontrollbericht keine Stellungnahme abgegeben hat.

Mit Bescheid der belangten Behdrde vom 03.01.2014, AZ XXXX, wurde dem Beschwerdefihrer fir das Antragsjahr 2013
eine EBP iHv EUR 1.026,60 gewahrt, wobei vom ursprtinglichen Betrag iHv EUR 1.446,66 eine Flachensanktion iHv EUR
422,06 in Abzug gebracht wurde.Mit Bescheid der belangten Behdrde vom 03.01.2014, AZ rémisch 40 , wurde dem
Beschwerdefiihrer fur das Antragsjahr 2013 eine EBP iHv EUR 1.026,60 gewahrt, wobei vom urspriinglichen Betrag iHv
EUR 1.446,66 eine Flachensanktion iHv EUR 422,06 in Abzug gebracht wurde.

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefuhrer Beschwerde und beantragte:

1. den angefochtenen Bescheid ersatzlos zu beheben, andernfalls

2. den angefochtenen Bescheid in der Weise abzuandern, dass

a) die Bemessung der Ruckzahlung nach Mal3gabe seiner Beschwerdegriinde erfolge

b) jedenfalls keine Kirzungen und Ausschlisse verfligt warden,

¢) Kiirzungen und Ausschlisse nur nach MalRgabe der Beschwerdegriinde verfuigt wirden;

3. sie Zahlungsanspruche im beantragten Umfang auszuzahlen;

4. auszusprechen, dass die Riickzahlung bis zur rechtskraftigen Beendigung dieses Verfahrens aufgeschoben sei;
5. eine mundliche Verhandlung durchzufuhren;

6. den offensichtlichen Irrtum anzuerkennen.

Das behordlich festgestellte Flachenausmal sei falsch, die beihilfefahige Flache sei nach den 6rtlichen Verhaltnissen
mit der notwendigen Sorgfalt ermittelt und beantragt worden. Die Ergebnisse friiherer VOK auf der Alm seien ohne
Begrindung nicht bertcksichtigt worden; dies stelle einen Begrindungsmangel dar. Die Ergebnisse der letzten VOK
seien ungepruft auf die Vorjahre Ubertragen worden, diese Vorgehensweise sei unsachlich. Der Beschwerdeftihrer
beanstandet weiter eine mangelnde Verrechnung von Uber- und Untererkldrungen. An der allfdllig falschen
Beantragung treffe den Beschwerdefihrer kein Verschulden. Er hatte auf die Ergebnisse friherer amtlicher
Ermittlungen vertrauen durfen. Durch die Nichtbertcksichtigung friherer VOK liege ein Irrtum der zustandigen
Behérde vor. Auch durch die Anderung von Messsystemen und Messgenauigkeit liege ein Irrtum der zustandigen
Behorde vor. Ebenso liege ein Irrtum der Behdrde bei der Berechnung von Landschaftselementen vor. Der
Beschwerdefiihrer hatte auf die Behdrdenpraxis vertrauen durfen, wonach Flachen, die nicht als Futterflachen
anzuerkennen seien ohne genaue prozentuelle Erhebung pauschal geschatzt und ausgeschieden worden seien.

Gemal3 Art. 68 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 fir die Wirtschaftsjahre vor 2010 und nach Art. 73 Abs. 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 fur die Wirtschaftsjahre ab 2010 wirden Kirzungen und Ausschlisse keine
Anwendung finden, wenn der Betriebsinhaber belegen kdnne, dass ihn keine Schuld an einer falschen Antragstellung
treffe. Den Beschwerdeflihrer treffe an der Uberhdhten Beantragung kein Verschulden. Die Antragstellung sei durch
den Almbewirtschafter erfolgt, der sich immer als zuverlassig und sorgfaltig erwiesen habe. Der Almbewirtschafter
gelte als Verwalter und Prozessbevollmachtigter des Almauftreibers, der u.a. auch zur Antragstellung fur den
Auftreiber bevollmachtigt sei. Ein allfélliges Verschulden des Vertreters kdénne dem Beschwerdeflhrer nicht
zugerechnet werden.Gemal3 Artikel 68, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, fur die Wirtschaftsjahre vor
2010 und nach Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, fur die Wirtschaftsjahre ab 2010 wiirden
Karzungen und Ausschlisse keine Anwendung finden, wenn der Betriebsinhaber belegen kdnne, dass ihn keine Schuld
an einer falschen Antragstellung treffe. Den Beschwerdeflhrer treffe an der Uberhéhten Beantragung kein
Verschulden. Die Antragstellung sei durch den Aimbewirtschafter erfolgt, der sich immer als zuverlassig und sorgfaltig
erwiesen habe. Der Almbewirtschafter gelte als Verwalter und Prozessbevollméachtigter des Almauftreibers, der u.a.
auch zur Antragstellung fir den Auftreiber bevollmdachtigt sei. Ein allfalliges Verschulden des Vertreters kdnne dem
Beschwerdefihrer nicht zugerechnet werden.

Der Beschwerdefiihrer bringt weiter vor, dass Zahlungsanspriche zu Unrecht als nicht genutzt bzw. verfallen erklart
wurden. Weiter, dass die Rickzahlungsverpflichtung fir das "Jahr 2010" wegen Verjahrung nicht mehr bestehe. Die
Strafe sei unangemessen hoch.



Der Beschwerde beigefligt ist eine Sachverhaltsdarstellung des Beschwerdfuhrers in seiner Funktion als Obmann der
Almbewirtschafterin "Vorgangsweise der Aimfutterflachenfeststellung auf der XXXX Alm seit dem Jahr 2000". Dort wird
ausgefuhrt, dass auf der betreffenden Alm 2003 und 2005 bereits VOK stattgefunden hatten, deren Ergebnisse in den
Folgejahren teilweise Gbernommen worden seien. Die AlImfutterflache sei erh6ht worden, weil ab dem Jahr 2010 neue
Futterflachen beweidet worden seien. Weiters wird die Vorgehensweise der Almfutterflachenfeststellung dargestellt
und dargelegt, dass die Almfutterflache immer nach bestem Wissen und Gewissen beantragt worden sei und daher die
Auftreiber von der Verhangung einer Sanktion bzw. von Rickzahlungen verschont werden sollten.Der Beschwerde
beigefligt ist eine Sachverhaltsdarstellung des Beschwerdfiihrers in seiner Funktion als Obmann der
Almbewirtschafterin "Vorgangsweise der Almfutterflachenfeststellung auf der romisch 40 Alm seit dem Jahr 2000".
Dort wird ausgefuhrt, dass auf der betreffenden Alm 2003 und 2005 bereits VOK stattgefunden hatten, deren
Ergebnisse in den Folgejahren teilweise Gbernommen worden seien. Die Almfutterflache sei erhéht worden, weil ab
dem Jahr 2010 neue Futterflichen beweidet worden seien. Weiters wird die Vorgehensweise der
Almfutterflachenfeststellung dargestellt und dargelegt, dass die Almfutterflache immer nach bestem Wissen und
Gewissen beantragt worden sei und daher die Auftreiber von der Verhangung einer Sanktion bzw. von Rlckzahlungen

verschont werden sollten.

Mit Abanderungsbescheid vom 29.04.2014, AZ XXXX, wurde dem Beschwerdefuhrer fur das Antragsjahr 2013 eine
Betriebspramie iHv erneut EUR 1.026,60 gewahrt. Dieser Bescheid ist als Beschwerdevorentscheidung ergangen und
wurde dem Beschwerdefihrer am 30.04.2014 zugestellt, der fristgerecht einen Vorlageantrag einbrachte.Mit
Abdnderungsbescheid vom 29.04.2014, AZ romisch 40 , wurde dem Beschwerdefihrer fir das Antragsjahr 2013 eine
Betriebspramie iHv erneut EUR 1.026,60 gewahrt. Dieser Bescheid ist als Beschwerdevorentscheidung ergangen und
wurde dem Beschwerdefuhrer am 30.04.2014 zugestellt, der fristgerecht einen Vorlageantrag einbrachte.

Am 03.03.2014 langte bei der AMA eine "Erklarung der Landwirtschaftskammer gemal3 Beschluss der Task Force
Almen" ein, in welcher beziglich der Almfutterflache auf der verfahrensgegenstandlichen Alm mit der BNr. XXXX
bestatigt wird, dass die Flache nach bestem Wissen und Gewissen auf Basis des Almleitfadens nach den Vorgaben der
AMA und bisheriger in den Folgejahren in den Mehrfachantrag Gbernommener Ergebnisse von Vorortkontrollen (in
den Jahren 2003 wund 2005) ermittelt worden und die Flachenabweichung dem Landwirt und der
Landwirtschaftskammer nicht erkennbar gewesen sei. Grund dafur sei u.a., dass die mal3geblichen Hofkarten fir den
Bezirk XXXX bis zur Befliegung 2012 (verfigbar ab Sommer 2013) eine ausgesprochen schlechte Qualitat aufgewiesen
hatten. Schlagbezogen seien die Abweichungen aufgrund massiv gednderter Festlegung der Schlage nicht
nachvollziehbar darstellbar. Die Mitwirkungspflicht des Landwirts/Almobmanns gehe aus beigeflgter Almerklarung
hervor.Am 03.03.2014 langte bei der AMA eine "Erklarung der Landwirtschaftskammer gemal3 Beschluss der Task Force
Almen" ein, in welcher bezuglich der AImfutterflache auf der verfahrensgegenstandlichen Alm mit der BNr. rémisch 40
bestatigt wird, dass die Flache nach bestem Wissen und Gewissen auf Basis des Almleitfadens nach den Vorgaben der
AMA und bisheriger in den Folgejahren in den Mehrfachantrag Gbernommener Ergebnisse von Vorortkontrollen (in
den Jahren 2003 wund 2005) ermittelt worden und die Flachenabweichung dem Landwirt und der
Landwirtschaftskammer nicht erkennbar gewesen sei. Grund dafir sei u.a., dass die mal3geblichen Hofkarten fur den
Bezirk romisch 40 bis zur Befliegung 2012 (verfugbar ab Sommer 2013) eine ausgesprochen schlechte Qualitat
aufgewiesen hatten. Schlagbezogen seien die Abweichungen aufgrund massiv gednderter Festlegung der Schlage nicht
nachvollziehbar darstellbar. Die Mitwirkungspflicht des Landwirts/Almobmanns gehe aus beigefugter Almerklarung
hervor.

Am 17.06.2014 langte bei der Bezirkslandwirtschaftskammer XXXX eine sog. "88i MOG-Erklarung" des
Beschwerdefiihrers ein, in welcher dieser erklart, dass er sich als "als bloRer Auftreiber auf die Alm mit der BNr. XXXX"
vor Beginn der Alpung Uber das Ausmal3 der Aimfutterflache ausreichend informiert habe und auch keine sonstigen
Umstande vorgelegen waren, die fur ihn Zweifel an den fachlichen Angaben hatten wecken mussen. Er habe von der
Zuverlassigkeit des Antragstellers ausgehen kénnen.Am 17.06.2014 langte bei der Bezirkslandwirtschaftskammer
rémisch 40 eine sog. "88i MOG-Erklarung" des Beschwerdefiihrers ein, in welcher dieser erklart, dass er sich als "als
bloRRer Auftreiber auf die Alm mit der BNr. XXXX" vor Beginn der Alpung Uber das AusmaR der Almfutterflache
ausreichend informiert habe und auch keine sonstigen Umstdnde vorgelegen waren, die fur ihn Zweifel an den
fachlichen Angaben hatten wecken mussen. Er habe von der Zuverlassigkeit des Antragstellers ausgehen kénnen.

Die AMA legte am 21.01.2015 gegenstandliche Beschwerde und die Akten des Verwaltungsverfahrens vor.



Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Der Beschwerdefiihrer stellte fir das Antragsjahr 2013 einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) und beantragte u.a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2013 fur die in den Beilagen Flachenbogen 2013
und Flachennutzung 2013 konkretisierten Flachen. Der Beschwerdefihrer war Auftreiber auf die Alm mit der BNr.
XXXX, die durch eine Agrargemeinschaft bewirtschaftet wird, deren Obmann der Beschwerdefuhrer ist.Der
Beschwerdefiihrer stellte fir das Antragsjahr 2013 einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) und beantragte u.a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2013 fur die in den Beilagen Flachenbogen 2013
und Flachennutzung 2013 konkretisierten Flachen. Der Beschwerdefihrer war Auftreiber auf die Alm mit der BNr.
rémisch 40, die durch eine Agrargemeinschaft bewirtschaftet wird, deren Obmann der Beschwerdeflhrer ist.

Am 01.07.2013 fand auf der Alm BNr. XXXX eine VOK durch Kontrollorgane der AMA statt. Dabei wurde flr das
Antragsjahr 2013 statt einer beantragten Almfutterflache im AusmaR von 82,79 ha nur eine solche im Ausmal3 von
66,22 ha festgestellt. Das Ergebnis der VOK wird als richtig festgestellt.Am 01.07.2013 fand auf der Alm BNr. rémisch 40
eine VOK durch Kontrollorgane der AMA statt. Dabei wurde fur das Antragsjahr 2013 statt einer beantragten
Almfutterflache im Ausmalf3 von 82,79 ha nur eine solche im AusmalR von 66,22 ha festgestellt. Das Ergebnis der VOK
wird als richtig festgestellt.

Mit Bescheid der belangten Behorde vom 03.01.2014, AZ XXXX, wurde dem BeschwerdefUhrer fir das Antragsjahr 2013
eine EBP iHv EUR 1.026,60 gewahrt. Dabei wurde von einer beantragten Gesamtflache von 31,41 ha, einer beantragten
anteiligen Almfutterflache von 19,90 ha, und einer festgestellten Flache von 27,39 ha sowie einer festgestellten
anteiligen Almfutterflache von 15,91 ha ausgegangen. Daraus ergibt sich eine Differenzflache von 3,99 ha. In der
Begriindung dieses Bescheides wird auf die VOK auf der AIm mit der BNr. XXXX vom 01.07.2013 hingewiesen und dazu
ausgefuhrt, dass Flachenabweichungen von Uber 3% oder Uber 2 ha und bis hochstens 20% festgestellt worden seien,
weshalb der Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflache gekirzt werden habe mdissen, was zu einer
Flachensanktion iHv EUR 422,06 fiihrte.Mit Bescheid der belangten Behérde vom 03.01.2014, AZ rémisch 40 , wurde
dem BeschwerdefUhrer fur das Antragsjahr 2013 eine EBP iHv EUR 1.026,60 gewahrt. Dabei wurde von einer
beantragten Gesamtflache von 31,41 ha, einer beantragten anteiligen Almfutterflache von 19,90 ha, und einer
festgestellten Flache von 27,39 ha sowie einer festgestellten anteiligen Almfutterflache von 15,91 ha ausgegangen.
Daraus ergibt sich eine Differenzflache von 3,99 ha. In der Begriindung dieses Bescheides wird auf die VOK auf der Alm
mit der BNr. rémisch 40 vom 01.07.2013 hingewiesen und dazu ausgefihrt, dass Flachenabweichungen von Uber 3%
oder Uber 2 ha und bis héchstens 20% festgestellt worden seien, weshalb der Beihilfebetrag um das Doppelte der
Differenzflache gekirzt werden habe mussen, was zu einer Flachensanktion iHv EUR 422,06 flhrte.

Mit Abanderungsbescheid vom 29.04.2014, AZ XXXX, wurde dem Beschwerdefuhrer fur das Antragsjahr 2013 eine
Betriebspramie iHv erneut EUR 1.026,60 gewdhrt. Gegeniiber dem abgeinderten Bescheid hatte sich eine Anderung
der Zahlungsanspriche ergeben. Dieser Bescheid ist als Beschwerdevorentscheidung ergangen und wurde dem
Beschwerdefihrer am  30.04.2014  zugestellt, der fristgerecht einen Vorlageantrag einbrachte.Mit
Abdnderungsbescheid vom 29.04.2014, AZ romisch 40 , wurde dem Beschwerdefihrer fir das Antragsjahr 2013 eine
Betriebspramie iHv erneut EUR 1.026,60 gewdhrt. Gegeniiber dem abgeinderten Bescheid hatte sich eine Anderung
der Zahlungsanspriche ergeben. Dieser Bescheid ist als Beschwerdevorentscheidung ergangen und wurde dem
Beschwerdefiihrer am 30.04.2014 zugestellt, der fristgerecht einen Vorlageantrag einbrachte.

Am 03.03.2014 langte bei der AMA eine "Erklarung der Landwirtschaftskammer gemal3 Beschluss der Task Force
Almen" ein, in welcher bezuglich der Almfutterflache auf der verfahrensgegenstandlichen Alm mit der BNr. XXXX fur
das Antragsjahr 2013 bestatigt wird, dass die Flache nach bestem Wissen und Gewissen auf Basis des Almleitfadens
nach den Vorgaben der AMA und bisheriger in den Folgejahren in den Mehrfachantrag Ubernommener Ergebnisse von
Vorortkontrollen (in den Jahren 2003 und 2005) ermittelt worden und die Flachenabweichung dem Landwirt und der
Landwirtschaftskammer nicht erkennbar gewesen seiAm 03.03.2014 langte bei der AMA eine "Erklarung der
Landwirtschaftskammer gemal Beschluss der Task Force Almen" ein, in welcher beziglich der Aimfutterflache auf der
verfahrensgegenstandlichen Alm mit der BNr. rémisch 40 fur das Antragsjahr 2013 bestatigt wird, dass die Flache nach

bestem Wissen und Gewissen auf Basis des Almleitfadens nach den Vorgaben der AMA und bisheriger in den



Folgejahren in den Mehrfachantrag Gbernommener Ergebnisse von Vorortkontrollen (in den Jahren 2003 und 2005)
ermittelt worden und die Fldchenabweichung dem Landwirt und der Landwirtschaftskammer nicht erkennbar

gewesen sei.

Der Beschwerdefuhrer hat mit Schreiben vom 17.06.2014 bei der Bezirkslandwirtschaftskammer XXXX eine Erklarung
abgegeben, wonach ihm als bloRem Auftreiber auf die AlIm mit der BNr. XXXX im Jahr 2012 nicht erkennbar gewesen
sei, dass die fur diese Alm im Jahr 2012 beantragte Almfutterflache falsch sein kénnte (8 8i MOG-Erklarung).Der
Beschwerdefiihrer hat mit Schreiben vom 17.06.2014 bei der Bezirkslandwirtschaftskammer rémisch 40 eine Erklarung
abgegeben, wonach ihm als bloBem Auftreiber auf die AlIm mit der BNr. rémisch 40 im Jahr 2012 nicht erkennbar
gewesen sei, dass die fur diese Alm im Jahr 2012 beantragte Aimfutterflache falsch sein kdnnte (Paragraph 8 i, MOG-
Erklarung).

Es kann nicht festgestellt werden, dass den Beschwerdeflhrer an der falschen Beantragung der EBP fur das
Antragsjahr 2013 kein Verschulden trifft.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus den von der AMA vorgelegten Verfahrensunterlagen. Diese wurden vom
Beschwerdefuihrer nicht substantiiert bestritten.

Der BeschwerdefUhrer hat nicht substantiiert dargelegt und auch keine Belege dafur beigebracht, dass bzw. inwiefern
das Ergebnis der VOK 2013 der AMA auf der Alm mit der BNr. XXXX falsch sein soll. Das Ergebnis der VOK 2013 war
daher als richtig festzustellen.Der Beschwerdefuhrer hat nicht substantiiert dargelegt und auch keine Belege dafur
beigebracht, dass bzw. inwiefern das Ergebnis der VOK 2013 der AMA auf der Alm mit der BNr. romisch 40 falsch sein
soll. Das Ergebnis der VOK 2013 war daher als richtig festzustellen.

Hinsichtlich der vom Beschwerdeflhrer fir die Alm mit der BNr. XXXX vorgelegten § 8i MOG-Erklarung wird seitens des
erkennenden Gerichtes darauf hingewiesen, dass es sich beim Beschwerdefihrer um den Obmann der die
betreffende Alm bewirtschaftenden Agrargemeinschaft handelt und er daher nicht bloRer Auftreiber auf die Alm war.
Weder durch die Vorlage der § 8i MOG-Erklarung noch durch sein Gbriges Vorbringen konnte der Beschwerdefihrer
mangelndes Verschulden darlegen. Insbesondere hat sich der Beschwerdefiihrer zur Feststellung der Futterflache auf
der Alm mit der BNr. XXXX keines Sachverstandigen bedient.Hinsichtlich der vom Beschwerdeflhrer fir die Alm mit der
BNr. romisch 40 vorgelegten Paragraph 8 i, MOG-Erklarung wird seitens des erkennenden Gerichtes darauf
hingewiesen, dass es sich beim Beschwerdefiihrer um den Obmann der die betreffende Alm bewirtschaftenden
Agrargemeinschaft handelt und er daher nicht bloRer Auftreiber auf die Alm war. Weder durch die Vorlage der
Paragraph 8 i, MOG-Erklarung noch durch sein Ubriges Vorbringen konnte der Beschwerdeflhrer mangelndes
Verschulden darlegen. Insbesondere hat sich der Beschwerdefuhrer zur Feststellung der Futterflache auf der Alm mit
der BNr. rdmisch 40 keines Sachverstandigen bedient.

Die hinsichtlich der Alm mit der BNr. XXXX fur das Antragsjahr 2013 vorgelegte Bestatigung der
Landwirtschaftskammer weist darauf hin, dass die Flachenabweichung dem Landwirt nicht erkennbar gewesen sei,
weil die fir den Bezirk malfigeblichen Hofkarten eine ausgesprochen schlechte Qualitat aufgewiesen hatten und
schlagbezogen die Abweichungen aufgrund von massiv gedanderter Festlegung der Schlage nicht nachvollziehbar
darstellbar seien. Auch deshalb konnte der Beschwerdefiihrer bereits bei seiner Antragstellung ohne Beiziehung eines
weiteren Sachverstandes nicht davon ausgehen, dass er die Flachen korrekt beantragt.Die hinsichtlich der AlIm mit der
BNr. rémisch 40 fur das Antragsjahr 2013 vorgelegte Bestatigung der Landwirtschaftskammer weist darauf hin, dass
die Flachenabweichung dem Landwirt nicht erkennbar gewesen sei, weil die fir den Bezirk maRRgeblichen Hofkarten
eine ausgesprochen schlechte Qualitdt aufgewiesen hatten und schlagbezogen die Abweichungen aufgrund von
massiv geanderter Festlegung der Schldge nicht nachvollziehbar darstellbar seien. Auch deshalb konnte der
Beschwerdefiihrer bereits bei seiner Antragstellung ohne Beiziehung eines weiteren Sachverstandes nicht davon
ausgehen, dass er die Flachen korrekt beantragt.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und Allgemeines:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Gemaf Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes



Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von
Bundesbehorden besorgt werden.Gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte
Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdérde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal Artikel 131, Absatz
2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der
Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

GemalRs8 6 MOG 2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehdlt.GemaR Paragraph 6, MOG
2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit
sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung
des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der
Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemal § 1 AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf
Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als
Bundesbehorde besorgt werden.Gemals Paragraph eins, AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch
Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen
werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehdrde besorgt werden.

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller Bestimmung besteht
Einzelrichterzustandigkeit.Gemal Paragraph 6, BYwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller
Bestimmung besteht Einzelrichterzustandigkeit.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemdaR anzuwenden, die die
Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt
ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit
Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in
Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die die Behoérde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der malfigebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mafgebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, entgegenstehen.GemaR Paragraph 24, Absatz 4, VwWGVG kann von der
Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union
(GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, entgegenstehen.
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3.2. Zum Beschwerdegegenstand:

Die Behdrde hat nach Einbringung eines Rechtsmittels ihren Ausgangsbescheid vom 03.01.2014 mit der
Beschwerdevorentscheidung vom 29.04.2014 abgeandert.

GemaR § 14 Abs. 1 VWGVG i.V.m. 8 19 Abs. 7 MOG 2007 steht es der Behorde nach der Rechtslage ab 01.01.2014 frei,
den angefochtenen Bescheid innerhalb von vier Monaten auf-zuheben, abzuandern oder die Beschwerde
zurlickzuweisen oder abzuweisen (Beschwerde-vorentscheidung).GemalRR Paragraph 14, Absatz eins, VWGVG in
Verbindung mit Paragraph 19, Absatz 7, MOG 2007 steht es der Behdrde nach der Rechtslage ab 01.01.2014 frei, den
angefochtenen Bescheid innerhalb von vier Monaten auf-zuheben, abzuandern oder die Beschwerde zurlckzuweisen

oder abzuweisen (Beschwerde-vorentscheidung).

Gemal 8 15 Abs. 1 VWGVG kann jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der Be-schwerdevorentscheidung bei
der Behorde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird
(Vorlageantrag).Gemal Paragraph 15, Absatz eins, VwGVG kann jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der
Be-schwerdevorentscheidung bei der Behdrde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur

Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag).

Die AMA hat die Beschwerdevorentscheidung am 29.04.2014, zugestellt am 30.04.2014, fristgerecht innerhalb von vier
Monaten gem. 8 14 Abs. 1 VWGVG i.V.m. 8 19 Abs. 7 MOG 2007 erlassen. Auch der dagegen erhobene Vorlageantrag ist
zuldssig und rechtzeitig.Die AMA hat die Beschwerdevorentscheidung am 29.04.2014, zugestellt am 30.04.2014,
fristgerecht innerhalb von vier Monaten gem. Paragraph 14, Absatz eins, VWGVG in Verbindung mit Paragraph 19,
Absatz 7, MOG 2007 erlassen. Auch der dagegen erhobene Vorlageantrag ist zuldssig und rechtzeitig.

Aus der Entstehung der den Vorlageantrag regelnden Gesetzesbestimmung des§ 15 VwGVG und den
Gesetzesmaterialien ist zu schlieBen, dass nach Stellung eines Vorlageantrages die Beschwerdevorentscheidung nicht
auBBer Kraft tritt (vgl. dazu etwa Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren, 8 15 Rz 9). Die
Beschwerdevorentscheidung bildet vielmehr den Beschwerdegegenstand und ersetzt den urspringlichen Bescheid zur
Ganze (vgl. VwGH 20.05.2015,Ra 2015/09/0025).Aus der Entstehung der den Vorlageantrag regelnden
Gesetzesbestimmung des Paragraph 15, VWGVG und den Gesetzesmaterialien ist zu schlieRen, dass nach Stellung
eines Vorlageantrages die Beschwerdevorentscheidung nicht aul3er Kraft tritt vergleiche dazu etwa Fister/Fuchs/Sachs,
Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren, Paragraph 15, Rz 9). Die Beschwerdevorentscheidung bildet vielmehr den
Beschwerdegegenstand und ersetzt den urspringlichen Bescheid zur Ganze vergleiche VwGH 20.05.2015, Ra
2015/09/0025).

3.3. Rechtsgrundlagen:

Art. 19 Abs. 1 sowie Art. 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit
gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten
Stutzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr.
1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30
vom 31.01.2009, S. 16 (im Folgenden:Artikel 19, Absatz eins, sowie Artikel 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73
aus 2009, des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16 (im Folgenden:

VO (EG) 73/2009), legen fest, dass Betriebsinhaber Betriebspréamie in Anspruch nehmen kénnen, wenn sie eine
entsprechende Zahl von Zahlungsansprichen besitzen und diese durch Stellung eines entsprechenden Antrages je
beihilfefahige Hektarflache aktivieren. Dabei ist beihilfefahig jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede
Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb, die fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache
auch fur nichtlandwirtschaftliche Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt
wird. Als landwirtschaftliche Flache definiert Art. 2 lit. h der Verordnung jede Flache, die als Ackerland, Dauergriinland
oder Dauerkulturen genutzt wird. Die Betriebsinhaber melden die Parzellen an, die der beihilfefahigen Hektarflache
fir jeden Zahlungsanspruch entsprechen. Aul3er im Fall héherer Gewalt oder auBergewdhnlicher Umstande mussen
diese Parzellen dem Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der
jedoch nicht nach dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen
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darf.vO (EG) 73 aus 2009,), legen fest, dass Betriebsinhaber Betriebspramie in Anspruch nehmen kénnen, wenn sie
eine entsprechende Zahl von Zahlungsanspriichen besitzen und diese durch Stellung eines entsprechenden Antrages
je beihilfefahige Hektarflache aktivieren. Dabei ist beihilfefahig jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede
Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb, die fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache
auch fur nichtlandwirtschaftliche Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt
wird. Als landwirtschaftliche Flache definiert Artikel 2, Litera h, der Verordnung jede Flache, die als Ackerland,
Dauergrinland oder Dauerkulturen genutzt wird. Die Betriebsinhaber melden die Parzellen an, die der beihilfefahigen
Hektarflache fir jeden Zahlungsanspruch entsprechen. Auer im Fall hoherer Gewalt oder auergewdhnlicher
Umstande mussen diese Parzellen dem Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur
Verfugung stehen, der jedoch nicht nach dem in demselben Mitgliedstaat fur die Anderung des Beihilfeantrags
festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

Zum Begriff des "Dauergrundlandes" gilt dazu die Definition des Art. 2 lit ¢ der Verordnung (EG) Nr. 1120/2009. Danach
sind dies Flachen, die durch Einsaat oder auf natlirliche Weise (Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder anderen
Grunfutterpflanzen genutzt werden und mindestens funf Jahre lang nicht Bestandteil der Fruchtfolge des
landwirtschaftlichen Betriebs waren, ausgenommen Flachen im Rahmen von Stilllegungsregelungen; "Gras oder
andere Grunfutterpflanzen" sind alle Grinpflanzen, die herkdmmlicherweise in natlrlichem Grinland anzutreffen
oder normalerweise Teil von Saatgutmischungen fir Grinland oder Wiesen in dem Mitgliedstaat sind (unabhangig
davon, ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden). Die Mitgliedstaaten kénnen Kulturpflanzen einschlieRen, die in
Anhang | aufgefihrt sind.Zum Begriff des "Dauergrindlandes” gilt dazu die Definition des Artikel 2, Litera ¢, der
Verordnung (EG) Nr. 1120 aus 2009,. Danach sind dies Flachen, die durch Einsaat oder auf naturliche Weise
(Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden und mindestens funf Jahre lang
nicht Bestandteil der Fruchtfolge des landwirtschaftlichen Betriebs waren, ausgenommen Flachen im Rahmen von
Stilllegungsregelungen; "Gras oder andere Grinfutterpflanzen" sind alle Grinpflanzen, die herkdmmlicherweise in
naturlichem Grunland anzutreffen oder normalerweise Teil von Saatgutmischungen fur Grinland oder Wiesen in dem
Mitgliedstaat sind (unabhangig davon, ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden). Die Mitgliedstaaten kénnen

Kulturpflanzen einschlieBen, die in Anhang romisch eins aufgeftihrt sind.

Art. 2, 11, 21, 34, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 30. November 2009 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemdall der genannten Verordnung und mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fur den Weinsektor, ABI. L 316 vom 2.12.2009, 65, in der Folge VO
(EG) 1122/2009, lauten auszugsweise:Artikel 2, 11, 21, 34, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, der
Kommission vom 30. November 2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des
Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs-
und Kontrollsystems im Rahmen der Stutzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemal? der
genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der
Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stiitzungsregelung fur den Weinsektor, Amtsblatt L 316 vom
2.12.2009, 65, in der Folge VO (EG) 1122 aus 2009,, lauten auszugsweise:

"Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Rahmen dieser Verordnung gelten die Begriffsbestimmungen von

Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009.Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009,.
Es gelten auch folgende Begriffsbestimmungen:

1. "landwirtschaftliche Parzelle": zusammenhangende Flache, auf der von einem bestimmten Betriebsinhaber nur eine
bestimmte Kulturgruppe angebaut wird; muss im Rahmen dieser Verordnung die Nutzung einer Flache innerhalb einer
Kulturgruppe getrennt angegeben werden, so wird die landwirtschaftliche Parzelle durch diese besondere Nutzung



weiter eingegrenzt; die Mitgliedstaaten koénnen zusatzliche Kriterien flir eine weitere Abgrenzung einer
landwirtschaftlichen Parzelle festlegen;

[..I

23. "ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsanspruchen als ermittelte Flache zu betrachten;

[...]."
"Artikel 11
Termin fur die Einreichung des Sammelantrags

(1) Ein Betriebsinhaber kann im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen nur einen Sammelantrag pro Jahr
einreichen.

[...]

(2) Der Sammelantrag ist bis zu einem von den Mitgliedstaaten auf spatestens 15. Mai des Jahres festzusetzenden

Termin einzureichen.

[..]

"Artikel 21

Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 20 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn

die zustandige Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”
"Artikel 34
Bestimmung der Flachen

(1) Die Flachen der landwirtschaftlichen Parzellen werden mit Mitteln bestimmt, die nachweislich eine Messgenauigkeit
gewahrleisten, welche derjenigen, wie sie von der auf Gemeinschaftsebene festgelegten geltenden technischen Norm

vorgeschrieben wird, zumindest gleichwertig ist.

Es wird eine Toleranzmarge festgesetzt mit einem auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von hochstens
1,5 m. Die Hochsttoleranz fur die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch einen Absolutwert von 1,0 ha

nicht Gberschreiten.

(2) Die Gesamtflache einer landwirtschaftlichen Parzelle kann bertcksichtigt werden, sofern sie nach den
gebrauchlichen Normen des Mitgliedstaats oder der betreffenden Region ganz genutzt wird. Andernfalls wird die

tatsachlich genutzte Flache berticksichtigt.

FUr Regionen, in denen bestimmte Landschaftsmerkmale, insbesondere Hecken, Graben oder Mauern, traditionell
Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, kdnnen die Mitgliedstaaten festlegen, dass
die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache gilt, sofern sie eine von den Mitgliedstaaten zu
bestimmende Gesamtbreite nicht tbersteigt. Diese Breite muss der in der betreffenden Region traditionell Gblichen

Breite entsprechen und darf zwei Meter nicht Uberschreiten.

Haben die Mitgliedstaaten der Kommission jedoch vor Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung eine gré3ere Breite
als zwei Meter gemal3 Artikel 30 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 mitgeteilt, so darf diese
Breite weiterhin gelten.Haben die Mitgliedstaaten der Kommission jedoch vor Inkrafttreten der vorliegenden
Verordnung eine groBBere Breite als zwei Meter gemal? Artikel 30 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 796
aus 2004, mitgeteilt, so darf diese Breite weiterhin gelten.

(3) Alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang Il der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 aufgefiihrten Rechtsakten
genannt oder Bestandteil des in Artikel 6 und Anhang Il derselben Verordnung bezeichneten guten
landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kénnen, sind Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen
Parzelle.(3) Alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang romisch zwei der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009,



aufgefihrten Rechtsakten genannt oder Bestandteil des in Artikel 6 und Anhang rémisch drei derselben Verordnung
bezeichneten guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kdnnen, sind Teil der Gesamtflache der
landwirtschaftlichen Parzelle.

(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 gilt eine mit Baumen
bestandene Parzelle als landwirtschaftliche Parzelle im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die
landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht
baumbestandenen Parzellen in demselben Gebiet mdglich sind.(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, gilt eine mit Bdumen bestandene Parzelle als landwirtschaftliche
Parzelle im Rahmen der fladchenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die
beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht baumbestandenen Parzellen in demselben
Gebiet moglich sind.

(5) Werden Flachen gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behdrden diese fiktiv entsprechend dem Umfang
der Nutzung durch die einzelnen Betriebsinhaber oder entsprechend deren Nutzungsrechten auf diese auf.

(6) Die Beihilfefahigkeit der landwirtschaftlichen Parzellen wird mit geeigneten Mitteln Uberpruft. Hierzu wird
erforderlichenfalls die Vorlage entsprechender zusatzlicher Belege verlangt."

"Artikel 57
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemaR Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009,
die ermittelte Flache einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Fldche, so wird bei der Berechnung
des Beihilfebetrags die angemeldete Flache bericksichtigt.(1) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemaf Titel
romisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, die ermittelte Flache einer
Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die
angemeldete Flache bericksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

e Strichaufzahlung
ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Flache, so
wird fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt;

e Strichaufzahlung
liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Gber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfligung
stehenden Zahlungsanspruche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemaf Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009,
die im Sammelantrag angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe,
unbeschadet der gemaR den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und
AusschlUsse, auf der Grundlage der fir diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet. [...].(3) Liegt im Fall von
Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fir
Starkekartoffeln und Saatgut gemal3 Titel rédmisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus
2009,, die im Sammelantrag angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die
Beihilfe, unbeschadet der gemaR den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen
und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet. [...].

Artikel 58
Kdrzungen und Ausschlisse in Fallen von zuviel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen,
ausgenommen die Regelungen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemafd Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der



Verordnung (EG) Nr. 73/2009, Gber der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die
Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet,
wenn die Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.Liegt bei einer
Kulturgruppe die angemeldete Flache flr die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Regelungen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemaR Titel romisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung
(EG) Nr. 73 aus 2009,, Uber der gemaR Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe
auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die
Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene
Beihilfe gewahrt.

Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Fldche und der gemaR Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, von der Beihilfegewadhrung auszuschlieBen [...]."

"Artikel 73
Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft."(1) Die in den Kapiteln réomisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft."

"Artikel 80
Rickforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Ruckzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemalRd
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet.

(2) Die Zinsen werden fir den Zeitraum zwischen der Ubermittlung des Rickforderungsbescheids an den
Betriebsinhaber und der tatsachlichen Rickzahlung bzw. dem Abzug berechnet. Der anzuwendende Zinssatz wird nach
MaRgabe der einschlagigen nationalen Rechtsvorschriften festgesetzt, darf jedoch nicht niedriger sein als der bei der
Ruckforderung von Betragen nach einzelstaatlichen Vorschriften geltende Zinssatz.

(3) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal3 Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurlickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die flr die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwolf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

Art. 3 der Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europaischen Gemeinschaften (im Folgenden: VO (EG) 2988/95) lautet:Artikel 3, der Verordnung (EG,
EURATOM) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 (ber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europaischen Gemeinschaften (im Folgenden: VO (EG) 2988/95) lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine kiurzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
Unregelmaligkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschlul® des Programmes.



Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behorde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung
beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne daR die zustandige Behdrde eine Sanktion verhangt hat; ausgenommen sind die Falle,
in denen das Verwaltungsverfahren gemald Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

Gemal 8 3 der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft tGber
eine auf ein geographisches Informationssystem gestitzte Flachenidentifizierung (INVEKOS-GIS-V 2009), BGBI. Il Nr.
338/2009, bedeuten:Gemal Paragraph 3, der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt
und Wasserwirtschaft Uber eine auf ein geographisches Informationssystem gestitzte Flachenidentifizierung
(INVEKOS-GIS-V 2009), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 338 aus 2009,, bedeuten:

1. Feldstiick: eine eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer
Nutzungsart gemald 8 7, die zur Ganze innerhalb oder aulRerhalb des benachteiligten Gebietes liegt;1. Feldsttick: eine
eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer Nutzungsart gemaf}

Paragraph 7,, die zur Ganze innerhalb oder auBerhalb des benachteiligten Gebietes liegt;

2. Grundsttick: jener Teil einer Katastralgemeinde, der im Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster als solcher mit

einer eigenen Nummer bezeichnet ist;

3. Grundstlicksanteil am Feldstlck: jener Flachenanteil eines Grundsttickes, der zu einem bestimmten Feldstlck gehort
(Referenzparzelle im Sinne des Artikels 6 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004);3. Grundstlcksanteil am Feldstuck: jener
Flachenanteil eines Grundstuckes, der zu einem bestimmten Feldstliick gehort (Referenzparzelle im Sinne des Artikels 6
der Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004,);

4. Schlag: eine zusammenhdngende Flache auf einem Feldstlick, die fiir eine Vegetationsperiode mit nur einer Kultur
bewirtschaftet oder aber lediglich in gutem landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand gemadR Art. 6 der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 erhalten wird;4. Schlag: eine zusammenhdngende Flache auf einem Feldstlck, die fur
eine Vegetationsperiode mit nur einer Kultur bewirtschaftet oder aber lediglich in gutem landwirtschaftlichen und
okologischen Zustand gemaf3 Artikel 6, der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, erhalten wird;

5. Katastralmappe: der graphische Teil des Grundsteuer- oder Grenzkatasters, der die Lage und Bezeichnung der
Grundsticke sowie die Abgrenzung der Benutzungsarten und Nutzungen im Sinne des Vermessungsgesetzes
beinhaltet;

6. Digitales Gelandehdéhenmodell: Beschreibung der Erdoberflache in Form eines regelmaRigen Héhenrasters.

Gemald § 5 der INVEKOS-GIS-Verordnung erfolgen Flachenangaben zum Feldstiick, Flachenangaben zum Feldstlck,
Grundsticksanteil am Feldstiick (Referenzparzelle) und Schlag ausgehend von der ermittelten Grundstucksflache. Das
Ausmald der Flache ist jeweils fur die tatsachlich genutzte Flache zu ermitteln. Die nach MalRgabe der jeweiligen
Beihilfemalinahmen beihilfefahige Flache ist jene tatsachlich genutzte Flache, von der die jeweils nicht beihilfefahigen
Flachen wie insbesondere Weg- oder Gebaudeflachen, Hecken, Graben, Gehdlze oder Mauern abgezogen sind. Die
beihilfefahige Flache kann hdchstens das Ausmald der Referenzparzelle aufweisen. In Regionen, in denen bestimmte
Charakteristika traditionell Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- und Nutzungspraktiken sind, gilt die
entsprechende Flache als Teil der vollstdndig genutzten Flache, wenn sie eine Breite von zwei Meter nicht
Uberschreitet. Landschaftsmerkmale gelten unbeschadet beihilfenspezifischer Regelungen dann als Teil der tatsachlich
genutzten Flache, wenn sie im Verhdltnis zur Gesamtflaiche des Feldstiicks eine signifikante GroéRe nicht
Uberschreiten.GemalR Paragraph 5, der INVEKOS-GIS-Verordnung erfolgen Flachenangaben zum Feldstick,
Flachenangaben zum Feldstlck, Grundsticksanteil am Feldstlick (Referenzparzelle) und Schlag ausgehend von der
ermittelten Grundstlcksflache. Das Ausmal3 der Flache ist jeweils fur die tatsachlich genutzte Flache zu ermitteln. Die
nach MaBgabe der jeweiligen BeihilfemalRnahmen beihilfefahige Flache ist jene tatsachlich genutzte Flache, von der die
jeweils nicht beihilfefdhigen Flachen wie insbesondere Weg- oder Gebaudeflachen, Hecken, Graben, Geholze oder
Mauern abgezogen sind. Die beihilfefahige Flache kann hdchstens das AusmaR der Referenzparzelle aufweisen. In
Regionen, in denen bestimmte Charakteristika traditionell Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- und
Nutzungspraktiken sind, gilt die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache, wenn sie eine Breite
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von zwei Meter nicht Gberschreitet. Landschaftsmerkmale gelten unbeschadet beihilfenspezifischer Regelungen dann
als Teil der tatsachlich genutzten Flache, wenn sie im Verhaltnis zur Gesamtflache des Feldstlicks eine signifikante
GroéBe nicht Uberschreiten.

Die 8§ 8 bis 11 INVEKOS-GIS-V 2009 lauten in der zum Antragszeitpunkt geltenden FassungDie Paragraphen 8 bis 11
INVEKOS-GIS-V 2009 lauten in der zum Antragszeitpunkt geltenden Fassung:

"Hofkarte
Definition und Erstellung

§ 8. Die Hofkarte ist eine unter Einsatz computergestitzter geographischer Informationstechniken erstellte
kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den landwirtschaftlich genutzten Flachen eines
Betriebs jedenfalls die Grenzen der Grundsticksanteile am Feldstick (Referenzparzelle) ersichtlich gemacht
durch:Paragraph 8, Die Hofkarte ist eine unter Einsatz computergestltzter geographischer Informationstechniken
erstellte kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den landwirtschaftlich genutzten Flachen
eines Betriebs jedenfalls die Grenzen der Grundstucksanteile am Feldstick (Referenzparzelle) ersichtlich gemacht
durch:

1. den graphischen Datenbestand der einzelnen Grundstiicke laut DKM (Grenzen, Nummern, Nutzungslinien und
Nutzungssymbole) sowie

2. die Grenzen der Feldstucke.
Mitwirkung des Antragstellers

8 9. (1) Lage, Ausmald und Nutzungsart der Referenzparzelle sind durch die Agrarmarkt Austria oder beauftragte
Stellen unter verpflichtender Mitwirkung des Antragstellers digital zu ermitteln.Paragraph 9, (1) Lage, Ausmal3 und
Nutzungsart der Referenzparzelle sind durch die Agrarmarkt Austria oder beauftragte Stellen unter verpflichtender
Mitwirkung des Antragstellers digital zu ermitteln.

(2) Stimmt das gemal 88 4 und 5 identifizierte FlachenausmalR nicht mit dem Flachenausmaf? Uberein, das bei der Vor-
Ort-Kontrolle ermittelt wird, kann sich der Antragsteller unter Bezug auf Art. 68 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004
nicht auf die Verbindlichkeit der Daten der identifizierten Flache berufen, es sei denn, er kann belegen, dass ihn an der
unrichtigen Identifizierung keine Schuld trifft.(2) Stimmt das gemaf Paragraphen 4 und 5 identifizierte Flachenausmal
nicht mit dem FlachenausmaR Uberein, das bei der Vor-Ort-Kontrolle ermittelt wird, kann sich der Antragsteller unter
Bezug auf Artikel 68, der Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, nicht auf die Verbindlichkeit der Daten der identifizierten
Flache berufen, es sei denn, er kann belegen, dass ihn an der unrichtigen Identifizierung keine Schuld trifft.

Verwendung

§ 10. (1) Die digitalen Daten der Hofkarte dienen dem Antragsteller und der Zahlstelle als Grundlage bei der Ermittlung
von Lage und Ausmald beihilferelevanter Flachen.Paragraph 10, (1) Die digitalen Daten der Hofkarte dienen dem
Antragsteller und der Zahlstelle als Grundlage bei der Ermittlung von Lage und Ausmal beihilferelevanter Flachen.

(2) Die digitalen Daten der Hofkarte sind von der Zahlstelle fir die Verwaltungskontrolle und fiir Vor-Ort-Kontrolle

heranzuziehen.
(3) Die Orthophotodaten dienen jedenfalls als Hilfsmittel.
Zugriff

8 11. (1) Die Agrarmarkt Austria Ubermittelt allen Antragstellern, die zum letzten vor der Erstellung der Hofkarte
liegenden Antragstermin einen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, einen Ausdruck der Hofkarte.
Dabei kann sie sich beauftragter Stellen bedienen. Betriebsinhabern, die zu diesem Zeitpunkt keinen Sammelantrag
(Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, wird erstmals nach der nachsten von ihnen durchgefiihrten Antragstellung
die Hofkarte Ubermittelt.Paragraph 11, (1) Die Agrarmarkt Austria Gbermittelt allen Antragstellern, die zum letzten vor
der Erstellung der Hofkarte liegenden Antragstermin einen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben,
einen Ausdruck der Hofkarte. Dabei kann sie sich beauftragter Stellen bedienen. Betriebsinhabern, die zu diesem
Zeitpunkt keinen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, wird erstmals nach der nachsten von ihnen
durchgefiihrten Antragstellung die Hofkarte Ubermittelt.



(2) Ein elektronischer Zugriff des Antragstellers auf die Daten der Hofkarte samt Internetapplikation ist

sicherzustellen."

Art. 4 Abs. 1 bis 3 INVEKOS-GIS-Verordnung 2011, BGBI. Il Nr. 330/2011, lautet:Artikel 4, Absatz eins bis 3 INVEKOS-GIS-
Verordnung 2011, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 330 aus 2011,, lautet:

"8 4. (1) Referenzparzelle im Sinne des Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 ist das Feldsttckspolygon, das aus
Grundsticksanteilen besteht."§ 4. (1) Referenzparzelle im Sinne des Artikel 6, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009,
ist das Feldstickspolygon, das aus Grundstticksanteilen besteht.

(2) Soweit eine Referenzparzelle bei Aimen oder Hutweiden sowohl produktive Flachen als auch unproduktive Flachen
aufweist, gilt als Referenzflache die Summe der zur Beweidung geeigneten Teilflachen mit einheitlichem Bewuchs unter
Abzug von Odland und Uberschirmten Flachen nach MaRgabe des Odland- oder Uberschirmungsgrades.

(3) Zur Referenzparzelle zahlen auch:

a) Flachen, die zwar aktuell nicht landwirtschaftlich genutzt werden, jedoch spdtestens nach drei Jahren und mit
geringem Aufwand wieder landwirtschaftlich genutzt werden (sonstige Flachen);

b) Landschaftselemente gemald Art. 34 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009; davon Landschaftselemente, die in
den in Anhang Il der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 aufgefiuhrten Rechtsakten genannt sind, unter der Voraussetzung,
dass der Antragsteller im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht diese Eigenschaft nachweist;b) Landschaftselemente
gemal Artikel 34, Absatz 3, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009,; davon Landschaftselemente, die in den in Anhang
rémisch zwei der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, aufgefuhrten Rechtsakten genannt sind, unter der Voraussetzung,

dass der Antragsteller im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht diese Eigenschaft nachweist;

c) Traditionelle Charakteristika gemafR3 Art. 34 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009, wenn sie eine Breite von zwei
Metern nicht Uberschreiten sowiec) Traditionelle Charakteristika gemal3 Artikel 34, Absatz 2, der Verordnung (EG) Nr.

1122 aus 2009,, wenn sie eine Breite von zwei Metern nicht Gberschreiten sowie

d) Landschaftselemente und sonstige natlrliche Merkmale mit einer Grof3e von weniger als einem Ar, wenn deren
GesamtausmalR 6 % der Referenzflache nicht Uberschreitet; bei Almen und Hutweiden gilt dies nur fur Teilflachen, bei

denen kein Abzug von Odland und tberschirmten Fldchen zu erfolgen hat.
Lit. b bis d gelten ungeachtet einer digitalen Erfassung der Landschaftselemente im Landschaftselementelayer."

8 9 Abs. 2 INVEKOS-GIS-Verordnung 2011 i.d.F. BGBI. Il Nr. 249/2013 lautet:Paragraph 9, Absatz 2, INVEKOS-GIS-
Verordnung 2011 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 249 aus 2013, lautet:

"(2) Stimmt die identifizierte Referenzparzelle nicht mit den Ergebnissen der Flachenermittlung bei der Vor-Ort-
Kontrolle Gberein, kann sich der Antragsteller unter Bezug auf Art. 73 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 nicht auf die
Verbindlichkeit der Daten der identifizierten Referenzparzelle berufen, es sei denn, er kann belegen, dass ihn an der
verfehlten Identifizierung keine Schuld trifft. Ein derartiger Beleg kann erbracht werden beispielsweise durch konkrete
Darlegung, dass und in welchem Ausmall bei der Beantragung der Flachen"(2) Stimmt die identifizierte
Referenzparzelle nicht mit den Ergebnissen der Flachenermittlung bei der Vor-Ort-Kontrolle Uberein, kann sich der
Antragsteller unter Bezug auf Artikel 73, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, nicht auf die Verbindlichkeit der
Daten der identifizierten Referenzparzelle berufen, es sei denn, er kann belegen, dass ihn an der verfehlten
Identifizierung keine Schuld trifft. Ein derartiger Beleg kann erbracht werden beispielsweise durch konkrete Darlegung,
dass und in welchem Ausmal? bei der Beantragung der Flachen

a) auf das Ergebnis der letzten vorangegangenen Vor-Ort-Kontrolle vertraut werden durfte,
b) die Unrichtigkeit der Digitalisierung nicht erkannt werden konnte,

c) die Abweichungen der Digitalisierung zum Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle, das mit neueren technischen Hilfsmitteln

festgestellt wurde, nicht erkennbar waren oder

d) die Digitalisierung mit den EU-rechtlichen Vorgaben zur beihilfefahigen Flache sowie bei Almen oder Hutweiden den
Vorgaben gemal 8 4 Abs. 2 in Einklang steht."d) die Digitalisierung mit den EU-rechtlichen Vorgaben zur beihilfefahigen
Flache sowie bei Almen oder Hutweiden den Vorgaben gemal3 Paragraph 4, Absatz 2, in Einklang steht."

8 8i Abs. 1 MOG 2007 lautet:Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG 2007 lautet:
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"Regelung fur Auftreiber auf gemeinschaftlich genutzte Futterflachen

§8 8i. (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere auftreiben, wird die
beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere zugerechnet. Gemal3 Art. 73
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemal3 der genannten
Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fir den Weinsektor, ABl. Nr. L 316 vom 30.11.2009 S.
1, finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten kénnen.Paragraph 8 i, (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere
auftreiben, wird die beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere
zugerechnet. GemaR Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, mit Durchfuhrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und
des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemdal der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fir den Weinsektor, Amtsblatt Nummer L 316 vom 30.11.2009 Seite 1, finden Kurzungen und
Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die
ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kénnen.

3.4. Zur Abweisung der Beschwerde:

Im gegenstandlichen Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2013 eine Differenz zwischen beantragter und
ermittelter Futterfldche von Uber 3% oder tber 2 ha und bis hdchstens 20% festgestellt. Diese ist auf das Ergebnis der
Vorortkontrolle auf der Alm mit der BNr. XXXX zurtckzufihren.Im gegenstandlichen Fall wurde im Hinblick auf das
Antragsjahr 2013 eine Differenz zwischen beantragter und ermittelter Futterflache von Gber 3% oder Uber 2 ha und bis
héchstens 20% festgestellt. Diese ist auf das Ergebnis der Vorortkontrolle auf der Alm mit der BNr. rémisch 40

zurickzufahren.

Das Ergebnis der VOK 2013 ist nicht zu beanstanden. Der Beschwerdefiihrer hat nicht ausreichend konkret dargelegt,
auf Grund welcher Umstande das Ergebnis der VOK 2013 von der Behdrde nicht hatte verwendet werden durfen. Der
Verwaltungsgerichtshof hat schon mehrfach ausgesprochen (vgl. ZI. 2011/17/0123, jingst Z1.2013/17/0025), dass die
belangte Behdrde ohne konkrete ndhere Angaben des Berufungswerbers nicht gehalten ist, das Ergebnis der fachlich
kompetenten Uberpriifung vor Ort in Zweifel zu ziehen. Die Behérde ist insbesondere nicht gehalten, auf Grund bloRer
Vermutungen ohne weitere konkrete Anhaltspunkte, in welcher Hinsicht die Beurteilung im Rahmen der VOK
unzutreffend wiére, eine neuerliche Uberpriifung durchzufiihren. Das Beschwerdevorbringen enthélt nur allgemein
gehaltene Bedenken und Zweifel an der VOK, ohne dass konkrete Hinweise gegeben wiirden, inwiefern das
Prifergebnis tatsachlich verfehlt gewesen sein soll. Allgemein gehaltene Hinweise auf die Problematik bei der
Ermittlung der Almflachen, insbesondere des Uberschirmungsgrades, kénnen konkrete Hinweise auf die dem
Ermittlungsorgan allenfalls unterlaufene Fehlbeurteilungen bei der im Beschwerdefall vorgenommenen Vor-Ort-
Kontrolle nicht ersetzen (VwGH vom 17.11.2014, 2013/17/0111). Den Beschwerdefiihrer trifft die Verantwortung fur die
Richtigkeit des von ihm beantragten FlachenausmaBes (VwWGH vom 09.09.2013, 2011/17/0216). Auch der Umstand,
dass die Behorde zunachst die Flachenangaben des Beschwerdefiihrers inrem Bescheid zu Grunde legte, steht einer
Abanderung des entsprechenden Bescheides nach Feststellung der objektiven Ausmalfie der beantragten Flachen und
einer allfalligen Anwendung der in der VO (EG) 796/2004 vorgesehenen Sanktionen nicht entgegen (VWGH vom
20.07.2011, 2007/17/0164).Das Ergebnis der VOK 2013 ist nicht zu beanstanden. Der Beschwerdefihrer hat nicht
ausreichend konkret dargelegt, auf Grund welcher Umstande das Ergebnis der VOK 2013 von der Behdrde nicht hatte
verwendet werden durfen. Der Verwaltungsgerichtshof hat schon mehrfach ausgesprochen vergleiche ZI.
2011/17/0123, jungst ZI.2013/17/0025), dass die belangte Behdérde ohne konkrete nahere Angaben des
Berufungswerbers nicht gehalten ist, das Ergebnis der fachlich kompetenten Uberpriifung vor Ort in Zweifel zu ziehen.
Die Behorde ist insbesondere nicht gehalten, auf Grund bloRer Vermutungen ohne weitere konkrete Anhaltspunkte, in
welcher Hinsicht die Beurteilung im Rahmen der VOK unzutreffend wire, eine neuerliche Uberprifung durchzufiihren.
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Das Beschwerdevorbringen enthdlt nur allgemein gehaltene Bedenken und Zweifel an der VOK, ohne dass konkrete
Hinweise gegeben wirden, inwiefern das Prufergebnis tatsachlich verfehlt gewesen sein soll. Allgemein gehaltene
Hinweise auf die Problematik bei der Ermittlung der Almflichen, insbesondere des Uberschirmungsgrades, kénnen
konkrete Hinweise auf die dem Ermittlungsorgan allenfalls unterlaufene Fehlbeurteilungen bei der im Beschwerdefall
vorgenommenen Vor-Ort-Kontrolle nicht ersetzen (VwGH vom 17.11.2014, 2013/17/0111). Den Beschwerdefihrer trifft
die Verantwortung fir die Richtigkeit des von ihm beantragten FlachenausmaBes (VwGH vom 09.09.2013,
2011/17/0216). Auch der Umstand, dass die Behdrde zunachst die Fldachenangaben des Beschwerdeflhrers ihrem
Bescheid zu Grunde legte, steht einer Abanderung des entsprechenden Bescheides nach Feststellung der objektiven
Ausmale der beantragten Flachen und einer allfalligen Anwendung der in der VO (EG) 796 aus 2004, vorgesehenen
Sanktionen nicht entgegen (VWGH vom 20.07.2011, 2007/17/0164).

Nach den angeflhrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines
Antrages des Beihilfeempfangers. Eine VOK hat eine Reduktion der Almfutterflache ergeben. Die Behérde war daher
nach Art. 80 der VO (EG) 1122/2009 verpflichtet, jenen Betrag, der aufgrund des urspriinglich eingereichten Antrages
zuerkannt worden war, der aber den nunmehr zustehenden Betrag Ubersteigt, zurtickzufordern (VwGH 09.09.2013,
2011/17/0216). Weiters war der Auszahlungsbetrag gemall Art. 58 der Verordnung (EG) 1122/2009 um das Doppelte
der Differenzflache zu kirzen.Nach den angefiihrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen
Betriebspramie auf Grundlage eines Antrages des Beihilfeempfangers. Eine VOK hat eine Reduktion der
Almfutterflache ergeben. Die Behdérde war daher nach Artikel 80, der VO (EG) 1122 aus 2009, verpflichtet, jenen Betrag,
der aufgrund des urspriinglich eingereichten Antrages zuerkannt worden war, der aber den nunmehr zustehenden
Betrag Ubersteigt, zuriickzufordern (VWGH 09.09.2013, 2011/17/0216). Weiters war der Auszahlungsbetrag gemaR
Artikel 58, der Verordnung (EG) 1122 aus 2009, um das Doppelte der Differenzflache zu kirzen.

Gemall Art. 73 der VO (EG) 1122/2009 finden Kuirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft. Eine Flachensanktion darf demnach nicht verhdngt werden, wenn den Beschwerdeflhrer kein Verschulden an
der unrichtigen Beantragung trifft, wobei hier sowohl der EuGH als auch der VwWGH einen strengen MaR3stab anlegen
(vgl. Kahl/Muller, Recht der Unionsbeihilfen: Das 0&sterreichische "Almchaos" aus unionsrechtlicher Sicht, in
Jaeger/Haslinger /Hrsg), Jahrbuch Beihilferecht 2014, 519ff mit Judikaturhinweisen). Die Beweislast dafir, dass ihn kein
Verschulden trifft, tragt der Landwirt (VWGH vom 26.03.2010, 2009/17/0069).Gemal Artikel 73, der VO (EG) 1122 aus
2009, finden Karzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben
vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft. Eine Flachensanktion darf demnach
nicht verhangt werden, wenn den Beschwerdeflhrer kein Verschulden an der unrichtigen Beantragung trifft, wobei
hier sowohl der EuGH als auch der VwWGH einen strengen Malistab anlegen vergleiche Kahl/Muller, Recht der
Unionsbeihilfen: Das &sterreichische "Almchaos" aus unionsrechtlicher Sicht, in Jaeger/Haslinger /Hrsg), Jahrbuch
Beihilferecht 2014, 519ff mit Judikaturhinweisen). Die Beweislast daflir, dass ihn kein Verschulden trifft, tragt der
Landwirt (VwGH vom 26.03.2010, 2009/17/0069).

Sofern der BeschwerdefUhrer ausfihrt, dass ihn an einer falschen Flachenbeantragung kein Verschulden treffe, da die
entsprechenden Almfutterflachen von der jeweiligen Almbewirtschafterin beantragt worden ware, wird - abgesehen
davon, dass der Beschwerdefiihrer im konkreten Fall selbst Obmann der Alimbewirtschafterin ist - darauf hingewiesen,
dass der Almbewirtschafter Verwalter und Prozessbevollmachtigter des Almauftreibers ist, der u.a. auch zur
Antragstellung fur den Auftreiber bevollmachtigt ist. Seine Handlungen sind der beschwerdefiihrenden Partei daher
zuzurechnen (VWGH vom 17.06.2009, 2008/17/0224).

Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die Verantwortung fir die Richtigkeit der von ihm beantragten
Flachenausmalle trifft, ist es an ihm gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte,
allenfalls auch unter Beiziehung von Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 7.10.2013, 2013/17/0541, aktuell wieder VwGH 28.06.2016,2013/17/0025). Dass
der Beschwerdefuihrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von ihm nicht belegt. Allein
mit dem Vorbringen, die Beantragung "nach bestem Wissen und Gewissen" durchgefuhrt zu haben, kann ein
Beschwerdefiihrer nach der - diesbezlglich strengen - Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes nicht im Sinne
angesprochenen Beweislastumkehr aufzeigen, welchen Sachverstands (etwa einer Behdrde oder eines
Sachverstandigen) er sich bedient hat, um ein korrektes Flachenausmal? fur seinen Beihilfeantrag zu ermitteln (VWGH
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vom 28.06.2016, 2013/17/0025).Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die Verantwortung fur die
Richtigkeit der von ihm beantragten FlachenausmaRe trifft, ist es an ihm gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige
Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von Sachverstéandigen zu ermitteln. Dies ist
standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VWGH 7.10.2013, 2013/17/0541, aktuell wieder
VwGH 28.06.2016, 2013/17/0025). Dass der Beschwerdefiihrer dahingehende besondere Anstrengungen
unternommen hat, wurde von ihm nicht belegt. Allein mit dem Vorbringen, die Beantragung "nach bestem Wissen und
Gewissen" durchgefiihrt zu haben, kann ein Beschwerdeflhrer nach der - diesbeziglich strengen - Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes nicht im Sinne angesprochenen Beweislastumkehr aufzeigen, welchen Sachverstands (etwa
einer Behorde oder eines Sachverstdandigen) er sich bedient hat, um ein korrektes FlachenausmaRl fir seinen
Beihilfeantrag zu ermitteln (VwGH vom 28.06.2016, 2013/17/0025).

Eine Konkretisierung moglicher Anwendungsfalle betreffend die "Alm-Problematik" erfuhr die "Verschuldens-
Bestimmung" durch & 8i MOG 2007. Danach finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn fiir den
auftreibenden Betriebsinhaber keine Umsténde erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der
Alm- oder Weidefutterflichen zweifeln lassen hatten konnen.Eine Konkretisierung moglicher Anwendungsfalle
betreffend die "Alm-Problematik" erfuhr die "Verschuldens-Bestimmung" durch Paragraph 8 i, MOG 2007. Danach
finden Kirzungen und Ausschliisse keine Anwendung, wenn fir den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umsténde
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten kénnen.

Zur Alm mit der BNr. XXXX, auf der am 01.07.2013 eine VOK stattgefunden hat, deren Ergebnisse zur im angefochtenen
Bescheid angefiihrten Betriebspramienhdhe geflhrt haben, und fir die vom Beschwerdefiihrer eine sog. § 8i MOG-
Erklarung vorgelegt wurde, ist allerdings zu sagen, dass es sich beim Beschwerdeflhrer im gegenstandlichem
Antragsjahr um den Obmann der die AIm bewirtschaftenden Agrargemeinschaft handelt und daher § 8i MOG 2007
bereits aus diesem Grund keine Anwendung finden kann.Zur Alm mit der BNr. rémisch 40, auf der am 01.07.2013 eine
VOK stattgefunden hat, deren Ergebnisse zur im angefochtenen Bescheid angeflihrten Betriebspramienhdhe gefihrt
haben, und fur die vom Beschwerdefiihrer eine sog. Paragraph 8 i, MOG-Erklarung vorgelegt wurde, ist allerdings zu
sagen, dass es sich beim Beschwerdeflhrer im gegenstandlichem Antragsjahr um den Obmann der die Alm
bewirtschaftenden Agrargemeinschaft handelt und daher Paragraph 8 i, MOG 2007 bereits aus diesem Grund keine
Anwendung finden kann.

Hinsichtlich der vom Beschwerdefihrer vorgelegten Bestatigung der Landwirtschaftskammer ist Folgendes
auszufihren: Aus diesem Schreiben geht hervor, dass der Beschwerdeflhrer schon bei der Antragstellung davon
ausgehen musste, dass aufgrund der damaligen unzulanglichen Qualitat der Luftbilder eine korrekte Antragstellung
nicht moglich war ("die maRgeblichen Hofkarten [...] haben [...] eine ausgesprochen schlechte Qualitat aufgewiesen.
[..]1"). Dem Beschwerdefiihrer war daher bereits zum damaligen Zeitpunkt bewusst bzw. musste ihm bewusst sein,
dass die beantragten Flachen nicht korrekt ermittelt wurden bzw. werden konnten. Ausgehend von dem Grundsatz,
dass den Antragsteller die Verantwortung fir die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmale trifft, ist es an
ihm gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung
von Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VWGH vom
07.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdeflhrer - auch angesichts der unzulanglichen Qualitat der Luftbilder -
dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von ihm nicht belegt.Hinsichtlich der vom
Beschwerdefiihrer vorgelegten Bestatigung der Landwirtschaftskammer ist Folgendes auszufiihren: Aus diesem
Schreiben geht hervor, dass der Beschwerdefihrer schon bei der Antragstellung davon ausgehen musste, dass
aufgrund der damaligen unzulanglichen Qualitat der Luftbilder eine korrekte Antragstellung nicht moglich war ("die
malgeblichen Hofkarten [..] haben [..] eine ausgesprochen schlechte Qualitat aufgewiesen. [..]"). Dem
Beschwerdefiihrer war daher bereits zum damaligen Zeitpunkt bewusst bzw. musste ihm bewusst sein, dass die
beantragten Flachen nicht korrekt ermittelt wurden bzw. werden konnten. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den
Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalie trifft, ist es an ihm
gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH vom
07.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdefuhrer - auch angesichts der unzulanglichen Qualitat der Luftbilder -
dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von ihm nicht belegt.
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Insofern sich der Beschwerdefihrer auf die Ergebnisse friherer VOK aus 2003 und 2005 beruft, ist Folgendes zu sagen:
Ein Antragsteller kann sich dann auf die Ergebnisse einer VOK berufen, wenn er in den Folgejahren die von der VOK
betroffenen Grundstticke im selben Ausmal? beantragt hat (VwGH vom 27.01.2012, ZI. 2011/17/0223). Wie aus der dem
Rechtsmittel beigefligten Sachverhaltsdarstellung der bewirtschaftenden Agrargemeinschaft allerdings ersichtlich ist,
hat er die anlasslich der VOK 2003 und 2005 festgestellte Almfutterfliche in den Folgeantragen "teilweise
Ubernommen", dh ist von den Ergebnissen der VOK in den Folgejahren abgewichen und hat nach eigenen Angaben ein
groBeres Ausmal? an Futterflache beantragt, weil "ab dem Jahr 2010 neue Futterflaichen beweidet worden seien". Der
Beschwerdefiihrer unterlasst es aber, konkret und unter Beibringung von Beweismitteln darzulegen, wie sich die
Beweidung neuer Futterflachen ab dem Jahr 2010 auf die Futterflachenfeststellung ausgewirkt hat und inwiefern er
dann noch auf die Ergebnisse der friheren VOK vertrauen durfte. Dadurch, dass offenkundig nicht dasselbe
Futterflachenausmal beantragt wurde und der Beschwerdeflhrer auch nicht angefihrt hat, in Bezug auf welche
Grundstlcke er sich konkret auf die Richtigkeit der friheren VOK verlassen und deshalb einen fehlerhaften Antrag
gestellt hat, kann kein Behoérdenirrtum erkannt werden (VwGH 27.1.2012, 2011/17/0223).

Im Ubrigen kann einem Landwirt auch dann vorgeworfen werden, dass er sich auf das Ergebnis einer VOK gestiitzt hat,
wenn er in Zweifelsfallen keinen Sachverstandigen beigezogen hat, obwohl ihm die Schwierigkeiten der
Flachenermittlung bekannt waren (VWGH vom 17.11.2014, 2013/17/0111). Den Beschwerdefuhrer trifft namlich die
Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten FlachenausmaBe (VwGH vom 09.09.2013, Zahl:
2011/17/0216). Wie aus der vorgelegten LWK-Bestatigung ersichtlich ist, wiesen die maligeblichen Hofkarten eine
ausgesprochen schlechte Qualitat auf, weshalb der Beschwerdefuhrer bereits bei seiner Antragstellung von keiner
korrekten Flachenbeantragung ausgehen konnte.

Der Beschwerdefiihrer geht weiters von einem Irrtum der Behdrde aus, weil sich die Messsysteme geandert hatten.
Nach den oben angeflhrten Rechtsvorschriften ist jedoch nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit
Baumen bestandene Flachen kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter
denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Fldchen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung
nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verfligung, der die Ermittlung der
Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung
des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche unter Biumen, eine Abschatzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise Gerdlliflachen, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller
blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen (vgl. Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010
stellte die AMA fur die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (=nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein
Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschitzung des Uberschirmungsgrades die Abschatzung der
brigen unproduktiven Fliche in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dabei handelte es sich nicht um eine Anderung eines
Messsystems oder der Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte mit der verpflichtenden
Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus der
beschwerdeflihrenden Partei ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen.
Die Beschwerde enthalt keine konkreten Angaben, bei welchen Schldgen sich Abweichungen ausschlief3lich durch den
neuen NLN-Faktor ergeben hatten.Der Beschwerdeflihrer geht weiters von einem Irrtum der Behérde aus, weil sich die
Messsysteme geandert hatten. Nach den oben angeflhrten Rechtsvorschriften ist jedoch nur die tatsachlich genutzte
Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die
Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind.
Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur
Verflgung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde
zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fldche unter Bidumen, eine
Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der nach Abzug der Gberschirmten Flachen noch
verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise Gerdllflachen, wurde keine spezielle Vorgangsweise
vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen vergleiche
Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010 stellte die AMA fur die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (=nicht
landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfigung, bei dem nach Abschdtzung des
Uberschirmungsgrades die Abschitzung der iibrigen unproduktiven Fliche in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dabei
handelte es sich nicht um eine Anderung eines Messsystems oder der Messgenauigkeit. Eine verbesserte
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Messgenauigkeit erfolgte mit der verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung
der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus der beschwerdefihrenden Partei ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der
Beschwerde konkret darzulegen gewesen. Die Beschwerde enthalt keine konkreten Angaben, bei welchen Schlagen
sich Abweichungen ausschlieBlich durch den neuen NLN-Faktor ergeben hatten.

Dem Vorbringen, die Flachensanktion stelle eine unangemessen hohe Strafe dar, ist die Judikatur des EuGH und ihm
folgend des VwWGH zu Sanktionen auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktordnung entgegen zu halten, wonach keine
Bedenken unter dem Gesichtspunkt des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes bestehen, sofern die Sanktionen nur je nach
Schwere des VerstolRes abgestuft sind (VwGH vom 09.09.2013, 2011/17/0216 mit Hinweis auf VwGH vom 11.04.2011,
2007/17/0035, EuGH vom 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, EuGH vom 06.07.2000,
Rs C-356/97 Molkereigenossenschaft Wiedergeltingen, EuGH vom 11.07.2002, Rs C-210/00 Kaserei Champignon
Hofmeister, und EuGH vom 11.03.2008, Rs C-420/06 Jager).

Im gegenstandlichen Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2013 eine Differenz zwischen beantragter und
ermittelter Futterfliche von Uber 3% oder Gber 2 ha und bis hochstens 20% festgestellt. Diese ist auf bei der
Vorortkontrolle auf der Alm mit der BNr. XXXX weniger ermittelter als beantragter Almfutterflache zurtickzufuhren. Aus
diesem Grund war der Auszahlungsbetrag gem. Art. 58 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 um das Doppelte der
Differenzflache zu kirzen.Im gegenstandlichen Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2013 eine Differenz zwischen
beantragter und ermittelter Futterflache von Uber 3% oder Uber 2 ha und bis héchstens 20% festgestellt. Diese ist auf
bei der Vorortkontrolle auf der Alm mit der BNr. romisch 40 weniger ermittelter als beantragter Almfutterflache
zurlickzufuhren. Aus diesem Grund war der Auszahlungsbetrag gem. Artikel 58, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus
2009, um das Doppelte der Differenzflache zu kurzen.

Dass Zahlungsanspruche als nicht genutzt beurteilt wurden, ergibt sich als Folge aus der Bestimmung des Art. 15 Abs.
1 der VO (EG) 1120/2009 und ist soweit nicht zu beanstanden.Dass Zahlungsanspriiche als nicht genutzt beurteilt
wurden, ergibt sich als Folge aus der Bestimmung des Artikel 15, Absatz eins, der VO (EG) 1120 aus 2009, und ist soweit
nicht zu beanstanden.

Die EBP fur das Antragsjahr 2013 wurde am 22.04.2013 beantragt, am 18.12.2013 ausbezahlt und die Flachensanktion
am 03.01.2014 bzw. 29.04.2014 ausgesprochen. Von einer Verjahrung im Sinne der zitierten Bestimmungen (vgl. Art. 3
der Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 2988/95) ist daher nicht auszugehen.Die EBP fur das Antragsjahr 2013 wurde am
22.04.2013 beantragt, am 18.12.2013 ausbezahlt und die Flachensanktion am 03.01.2014 bzw. 29.04.2014
ausgesprochen. Von einer Verjahrung im Sinne der zitierten Bestimmungen vergleiche Artikel 3, der Verordnung (EG,
EURATOM) Nr. 2988/95) ist daher nicht auszugehen.

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht.

Der Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung geht ins Leere, da ohnedies keine Ruckforderung
ausgesprochen und die aufschiebende Wirkung auch nicht ausgeschlossen wurde.

3.5. Unzulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafd Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden. Die
Revision ist nicht zuldssig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu I6sen war, der im Sinne des Art. 133
Abs. 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH.Gemal3 Paragraph
25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen,
ob die Revision gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Die Revision ist
nicht zuldssig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu 16sen war, der im Sinne des Artikel 133, Absatz
4, B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH.
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